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Allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht des Staatsanwalts
Protest des Staatsanwalts des Bezirks Neubrandenburg:
Zu den rechtlichen Voraussetzungen für die Inanspruch­
nahme eines in persönlichem Eigentum stehenden 
Grundstücks (hier: eines Verschollenen, der aber nicht 
für tot erklärt wurde), wenn ein bestimmtes Gebiet 
zum Aufbaugebiet erklärt wurde.
Anm. Rudolf W u n s c h  2 1 2

Rechtsprechung:
A r b e i t s r e c h t  
Oberstes Gericht:
1. Zur Hinwelspflicht des Gerichts beim Einspruch gegen eine 
Disziplinarmaßnahme, die während des gerichtlichen Verfahrens 
erloschen ist.
2. Zur Pflicht des Gerichts, eine Arbeitspflichtverletzung auch
noch nach Wegfall des Verfahrensgegenstands (hier: Erlöschen 
einer Disziplinarmaßnahme) zu prüfen, wenn sich daraus 
weitere arbeitsrechtliche Konsequenzen für den Werktätigen 
(materielle Verantwortlichkeit) ergeben können. 213
Z i v i l r e c h t  
Oberstes Gericht:
1. Zum Beginn der Mietzahlung, wenn eine Wohnung reno­
vierungsbedürftig ist.
2. Zur Entscheidung, wenn die Prozeßpartelen unterschiedliche
Rechtsmittel einlegen. ' 214
Oberstes Gericht:
Zur örtlichen Zuständigkeit der Gerichte bei Zahlungsverpflich­
tungen wegen Ersatzes von außervertraglich verursachten 
Schäden. 215
BG Suhl:
Zur Beseitigung eines Überbaus, dem der Rechtsvorgänger der 
Grundstückseigentümer ausdrücklich zugestimmt hatte. 216
BG Frankfurt (Oder):
Zur Versagung von Ratenzahlungen, wenn eine Vollstreckung in 
solches Vermögen möglich ist, das durch vorsätzliche strafbare 
Handlungen des Schuldners wesentlich erhöht wurde. 216
KrG Nordhausen:
Zur Frage, ob das Halten von Greifvögeln im Garten eines 
WohngrundstüCks ln einer bandgemeinde die Rechte des Haus­
eigentümers und anderer Bürger unzumutbar beeinträchtigt. 216
S t r a f r e c h t  
Oberstes Gericht:
1. Zur Prüfung der Tilgung von Strafvermerken bei offensicht­
licher Unvollständigkeit des Strafregisters.
2. Zur Dauer des Entzugs der Fahrerlaubnis. 217
Oberstes Gericht:
Zur Abgrenzung zwischen der Übergabe einer Strafsache an ein 
gesellschaftliches Gericht und der Durchführung eines Straf­
befehlsverfahrens. 218
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Prof. Dr. habil. Hermann Klenner: Marxismus und Menschen­
rechte - Studien zur Rechtsphilosophie — (besprochen von 
Prof. Dr. sc. Bernhard G r a e f r a t h )  2 1 9
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